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Modulare Planung „auf Vorrat“ für den Übertragungsnetzausbau 

 

Die tatsächliche Entwicklung des Stromverbrauchs wie auch der Erneuerbaren-Erzeugung haben 
sich als besonders dimensionierungsrelevant für den Übertragungsnetzausbau erwiesen und wer-
den im Rahmen der Entwicklung der NEP-Szenarien auch entsprechend berücksichtigt. Allerdings 
hat sich vor allem die Entwicklung der Stromnachfrage als außerordentlich schwer prognostizierbar 
erwiesen, da sie von unterschiedlichsten Faktoren abhängt, die jeweils für sich genommen bereits 
schwer vorhersehbar sind, wie z.B. die industrielle Nachfrageentwicklung, das Verbrauchsverhalten 
der Stromnachfrager, die künftige geographische Verteilung der wirtschaftlichen Aktivitäten, der 
Strompreisentwicklung etc. Vor diesem Hintergrund besteht die Gefahr, dass das Übertragungsnetz 
„überplant wird“, d.h. dass es für eine Bedarfsentwicklung ausgelegt wird, die rückblickend betrach-
tet nicht erreicht wurde. Die entsprechende Infrastruktur wäre nicht optimal auszulasten und würde 
vermeidbare volkswirtschaftliche Kosten verursachen. Da die Kosten versunken wären, würde kein 
Weg an einer Weiterwälzung an den Stromverbraucher mit entsprechend vermeidbar hohen spezifi-
schen Stromkosten vorbeiführen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, eine Planung aufzusetzen, die bei dem unteren, realis-
tisch möglichen Bedarfsszenario beginnt (im NEP 2037/2045 (2025): Szenario A) und dann bei Bedarf 
modular weitere Elemente hinzufügt, falls zu einem späteren Zeitpunkt ein höherer Bedarf erwartet 
werden muss. Aktuell bestünde das Problem eines solchen Vorgehens darin, dass die Planung die-
ser zusätzlichen Elemente sehr viel Zeit benötigen würde, da jeweils mehrjährige Planfeststellungs-
verfahren erforderlich sind, die erst dann beginnen könnten, wenn sich der erhöhte Bedarf abzeich-
net. Dies raubt dem hier angeregten Vorgehen die Flexibilität, weil nicht schnell genug auf ein neues 
Bedarfsszenario reagiert werden könnte. 

Daher schlagen wir vor, dass „auf Vorrat“ auch für den Fall eines umfangreicheren Bedarfs von vorn-
herein geplant werden kann, und zwar auch dann, wenn - wie hier vorgesehen - ein Teil der Planun-
gen absehbar im ersten Schritt noch nicht umgesetzt wird. Erst dann, wenn sich ein höherer Bedarf 
abzeichnet, soll es möglich sein, die vorhandenen und festgestellten Pläne gleichsam „aus der 
Schublade zu ziehen“, um auch sie umzusetzen. Dies wäre an klare Kriterien zu koppeln. Die festge-
stellten, aber zunächst nicht umzusetzenden Pläne müssten auch noch ggf. mehrere Jahre nach der 
Feststellung weiterhin unverändert Gültigkeit haben – auch dann, wenn sich in der Zwischenzeit 
Rahmenbedingungen (begrenzt) geändert haben sollten. 

Der aktuelle Rahmen lässt eine solche Planung „auf Vorrat“ noch nicht zu. Aus unserer Sicht müssten 
seitens des Gesetzgebers die Voraussetzungen hierfür geschaffen werden, um die genannte Pla-
nungsflexibilität herzustellen. Hierzu müssten vor allem die Regelungen zu Planfeststellungsverfah-
ren im EnWG angepasst werden, damit unter bestimmten Voraussetzungen auch Leitungen plan-
festgestellt werden können, deren Realisierung noch nicht sicher feststeht. Die Kosten für diese Pla-
nungen müssten regulatorisch anerkannt werden. 

Für künftige NEP-Prozesse würde durch eine derartige „Vorratsvorgehensweise“ ermöglicht werden, 
die Dimensionierung des Netzausbaus noch enger an die zeitlich gut überblickbare Bedarfsentwick-
lung zu koppeln und so Investitionen und Systemkosten für etwaig nicht benötigte Netze zu vermei-
den. 

 


